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Ich beginne daher meine Darstellung mit diesen 
Gütern und den mit ihrer Produktion verbun-
denen ökonomischen Problemen (Abschnitt 1). 
Diese Probleme führen dazu, dass man die Wis-
senschaft nicht einfach dem Markt überlassen 
kann, weil der Preismechanismus in weiten Be-
reichen der Wissenschaft versagt (Abschnitt 2). 
Zwar gibt es auch kommerzielle Forschung, 
aber ein guter Teil der Wissenschaft, insbeson-
dere die Grundlagenforschung, ist völlig anders 
organisiert: als offene oder akademische Wis-
senschaft (Abschnitt 3). In diesem Bereich wer-
den Forschungsergebnisse nicht – wie in der 
kommerziellen Forschung – gehandelt oder ge-
heim gehalten, sondern veröffentlicht. Die Pro-
duktion der Forschungsergebnisse erfolgt zwar 
in einem Wettbewerb, aber es handelt sich um 
keinen Marktwettbewerb, sondern um einen 
Statuswettbewerb zwischen Forschern. Der 
wissenschaftliche Wettbewerb ersetzt Zielver-
einbarungen und Anreizverträge, die in vielen 
Bereichen der Forschung wenig sinnvoll sind, 
weil die Arbeitgeber der Forscher die Qualität 
der Forschungsbeiträge nicht beurteilen kön-
nen (Abschnitt 4). Obwohl sich die Universi-
täten in verschiedener Hinsicht auf den wissen-
schaftlichen Wettbewerb stützen, ist es ohne 
weiteres möglich, dass dieser Wettbewerb un-
ter dem Wettbewerb der Universitäten leidet 
(Abschnitt 5).

1. �Die Produktion von  
Informationsgütern

In der Wissenschaft werden Informationsgüter 
(Varian 2001) produziert, also Güter wie Soft-
ware, Musik-CDs, Film-DVDs, Druckerzeug-
nisse im Allgemeinen und wissenschaftliche 
Bücher und Aufsätze im Besonderen. Diese 
Güter haben zwei Bestandteile, die Information 
selbst – im Falle der Wissenschaft also For-
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In der öffentlichen Diskussion der Wissenschaft 
spielt Wettbewerb eine große Rolle. Aus Sicht 
der Politik scheint es dabei in erster Linie um 
den Wettbewerb zwischen Universitäten zu ge-
hen – Universitäten, die als Forschungsergeb-
nisse produzierende Unternehmen angesehen 
werden und entsprechend zu reformieren sind. 
Die Gegner dieser Wissenschaftspolitik sind da-
gegen der Auffassung, dass eine solche ökono-
mische Betrachtungsweise im Bereich der Wis-
senschaft und der Bildung unangemessen ist. 
Sie setzen dabei im Allgemeinen voraus, dass 
Politiker und Wissenschaftsfunktionäre, die 
eine ökonomische Terminologie benutzen, sich 
auch inhaltlich auf die Ökonomie berufen kön-
nen. Das ist jedoch nicht der Fall. Die oben an-
gedeutete, angeblich ökonomische Betrach-
tung des wissenschaftlichen Wettbewerbs hat 
überhaupt keine vernünftige ökonomische 
Grundlage. Wenn man den wissenschaftlichen 
Wettbewerb ökonomisch analysiert, ergibt sich 
ein völlig anderes Bild.
Im Folgenden will ich gängige ökonomische 
Überlegungen zum wissenschaftlichen Wett
bewerb zusammenfassen und auf dieser Grund-
lage einige Vermutungen darüber anstellen, wie 
sich Wettbewerb zwischen Universitäten auf den 
eigentlichen wissenschaftlichen Wettbewerb 
auswirken könnte (vgl. auch Albert 2008).
Aus ökonomischer Sicht ist die Wissenschaft 
tatsächlich eine Industrie, allerdings eine Indus-
trie, die in sehr eigenartiger Weise organisiert 
ist. Diese Organisationsform ist in ihren Grund-
zügen jedoch kein historischer Zufall. Sie stellt 
eine Lösung für bestimmte Probleme dar, die 
sich aus der Eigenart der Güter ergeben, die die 
Wissenschaft produziert.
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schungsergebnisse – und einen physischen Trä-
ger der Information, beispielsweise Papier oder 
ein elektronischer Datenträger. Information 
kann nur mittels eines Trägers weitergegeben 
werden; dazu muss sie kopiert werden. Was 
„Kopieren“ jeweils bedeutet, hängt vom Infor-
mationsgut ab. Im Mittelalter bedeutete es viel-
fach „Abschreiben“; heute bedeutet es oft 
„aus dem Internet herunterladen“.
Die Produktionskosten für Informationsgüter 
haben daher ebenfalls zwei Bestandteile: Her-
stellungskosten für das Original, das die Infor-
mation enthält, und Kopierkosten bei der Wei-
tergabe der Information. Im Falle von Informa-
tionsgütern hat das Original keinen höheren 
Wert als eine Kopie; es zählt nur die Informati-
on selbst. Die Kopierkosten sind heute in den 
meisten Fällen sehr niedrig und die Kopiertech-
nik ist allgemein zugänglich.
Informationsgüter werfen aus ökonomischer 
Sicht besondere Probleme auf. Viele dieser Pro-
bleme machen immer wieder Schlagzeilen, bei-
spielsweise Tauschbörsen für Musik und Filme. 
Diese Probleme lassen sich auf drei Eigen-
schaften der Informationsgüter zurückführen.

Nichtrivalität der Nutzung. Die Nutzung einer 
Information durch eine Person schränkt, rein 
technisch betrachtet, die Nutzung derselben 
Information durch andere Personen nicht ein. 
Natürlich gilt die Nichtrivalität nicht für das In-
formationsgut, sondern nur für die Information. 
Wenn ich ein Buch lese, kann dieses Exemplar 
zwar niemand anders lesen. Aber die Informa-
tion, die im Buch enthalten ist, können gleich-
zeitig viele Leute nutzen.
Der Wert der Information für einen bestimm-
ten Nutzer kann selbstverständlich durch die 
Verbreitung der Information zurückgehen. 
Einem Monopolisten, der seine marktbeherr-
schende Stellung dem exklusiven Besitz einer 
Information verdankt, schadet die Verbreitung 
der Information, weil sie Wettbewerbern den 
Markteintritt ermöglicht. Auch in diesem Fall 
liegt aber, technisch gesehen, Nichtrivalität der 
Nutzung vor; das ist gerade der Grund dafür, 
dass Wettbewerber auftreten können.
Wegen der Nichtrivalität wird es häufig als 
wünschenswert angesehen, dass jeder die In-

formation bekommt, der bereit ist, die Kopier-
kosten zu tragen. Schließlich stellt sich der 
Empfänger der Information besser, ohne dass 
dies jemand anderem schadet außer vielleicht 
konkurrierenden Nutzern der Information – 
und Wettbewerb zwischen den Nutzern einer 
Information ist im Allgemeinen ebenfalls er-
wünscht.
Aber man kann von den Produzenten natürlich 
nicht verlangen, dass sie die Information zu Ko-
pierkosten anbieten, denn dann blieben ja die 
anfänglichen Investitionen in die Herstellung 
des Originals ungedeckt. Für die Produzenten 
muss es einen Anreiz geben, das Original her-
zustellen; sie müssen mindestens ihre Herstel-
lungskosten decken können. Wenn sie nicht 
noch andere Verwertungsmöglichkeiten haben 
– im Falle von Musikproduzenten etwa Live-
Konzerte –, werden sie das Original nur produ-
zieren, wenn sie erwarten können, mit den Ko-
pien einen Preis über Kopierkosten und einen 
hinreichend großen Absatz zu erzielen.

Fehlende Trennbarkeit von Inspektion und 
Weitergabe. Potentielle Nutzer können häufig 
erst dann feststellen, was ihnen eine Informati-
on wert ist, wenn sie diese Information inspi-
ziert und damit erhalten haben. Möglicherwei-
se stellt sich der Wert sogar erst bei der Nut-
zung heraus. Der Verkäufer eines Informations-
gutes steht also vor dem Problem, die potenti-
ellen Käufer vom Wert der Information über-
zeugen zu müssen, ohne dass die sich dabei die 
Information bereits aneignen können.

Fehlender Kopierschutz. Selbst wenn der Ver-
käufer eines Informationsgutes die Käufer von 
der Qualität überzeugen kann, ohne die Infor-
mation bereits aus der Hand zu geben, muss er 
damit rechnen, dass jeder, der eine Kopie 
erworben hat, ihm durch Anfertigung weiterer 
Kopien Konkurrenz machen kann. Gibt es viele 
Anbieter von Kopien – etwa, weil die Kopier-
technik weit verbreitet ist –, sinkt der Preis auf 
die Kopierkosten.
Insbesondere dann, wenn die Kopierkosten 
gering sind und die Kopiertechnik allgemein 
zugänglich ist, geraten die Produzenten von 
Informationsgütern also leicht in eine Zwick-
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mühle. Auf der einen Seite müssen sie ihre Idee 
bekanntmachen, denn in den wenigsten Fällen 
wollen die Nutzer die Katze im Sack kaufen. 
Auf der anderen Seite müssen sie verhindern, 
dass die potentiellen Käufer die Information bei 
der Inspektion kopieren und selbst weiterver-
breiten. Das würde den Absatz des betref-
fenden Produzenten verringern und ihn zwin-
gen, den Preis zu reduzieren. Im Extremfall und 
am Beispiel der Musikindustrie: Stellt der erste 
Käufer einer CD den Inhalt im Internet frei und 
für alle sichtbar zur Verfügung, könnte es sein, 
dass weitere potentielle Nutzer nicht mehr be-
reit sind, mehr als die Kopierkosten zu zahlen.
Wie sich die Produzenten von Informations
gütern gegen unerwünschtes Kopieren schüt-
zen können, hängt von den Details der Kopier-
technik und der Art der Nutzung sowie von der 
Rechtslage ab. Jede Änderung in diesen Berei-
chen kann, wie das Beispiel der Musikindustrie 
zeigt, drastische Folgen für die Organisation, 
die Größe und die Produkte einer Industrie ha-
ben.
Geistige Eigentumsrechte wie das Urheber-
recht sollen sicherstellen, dass die Produzenten 
auf ihre Kosten kommen können. Bei der Ge-
staltung geistiger Eigentumsrechte geht es dar-
um, zwischen breitem Zugang zur Information 
und Anreizen für die Produzenten einen mög-
lichst guten Kompromiss zu finden. Im End
effekt werden die Produzenten nur unvollkom-
men geschützt und suchen daher oft nach We-
gen, wie sie sich selbst gegen unerwünschtes 
Kopieren absichern können.
Auch wenn die Produktion von Informations-
gütern mit besonderen Schwierigkeiten ver-
bunden ist, gibt es keinen Anlass anzunehmen, 
dass sie nicht über Märkte organisiert werden 
kann. Es gibt hinreichend viele Beispiele, die 
zeigen, dass das sehr gut funktioniert.
Das gilt bis zu einem gewissen Grad auch für 
die Wissenschaft. Dort gibt es einen Bereich, 
der grundsätzlich nicht anders als die Musik- 
oder Filmindustrie organisiert ist, nämlich die 
kommerzielle Wissenschaft. In diesem Bereich 
werden Forschungsergebnisse durch geistige 
Eigentumsrechte, zumeist Patente oder Be-
triebsgeheimnisse, geschützt. Für die Verwer-
tung wissenschaftlicher Ideen am Markt ist das 

Patentrecht am wichtigsten. Ein Patent wird 
veröffentlicht, so dass sich jeder potentielle 
Nutzer vom Wert des Patents für seine eigenen 
Zwecke überzeugen kann. Der Patentinhaber 
behält aber das Recht, von den Nutzern einen 
Preis zu verlangen.
Derart geschützte Forschungsergebnisse kön-
nen gekauft und verkauft werden. Das gilt so-
gar für Betriebsgeheimnisse, die beispielsweise 
zusammen mit dem Betrieb verkauft werden 
können. Der Marktwert der Forschungsergeb-
nisse ergibt sich aus dem erwarteten Markt-
wert der Güter, in deren Produktion sie verwen-
det werden. Der erwartete Marktwert bietet 
außerdem den Anreiz für Investitionen in die 
Forschung.
Der Wettbewerb in der kommerziellen Wissen-
schaft ist also ein Marktwettbewerb. Märkte 
nutzen den Preismechanismus. Angebot und 
Nachfrage auf der Grundlage von markträu-
menden Preisen entscheiden darüber, was pro-
duziert wird und wer was bekommt. Im Ergeb-
nis herrscht Konsumentensouveränität: die Pro-
duktion der Güter wird durch die Nachfrage 
der Konsumenten gesteuert.

2. �Die Nachteile des Preismechanismus 
in der Wissenschaft

Die Ökonomen gingen lange Zeit davon aus, 
dass der Preismechanismus der einzige effizi-
ente Mechanismus ist, um das Angebot von 
Gütern zu steuern. Mit dem Aufstieg der mo-
dernen Institutionenökonomie und ihrer Inte-
gration in die allgemeine ökonomische Theorie 
hat diese traditionelle Sichtweise ihre Plausibili-
tät verloren. Es gibt gute Gründe dafür anzu-
nehmen, dass der Preismechanismus in weiten 
Bereichen der Wissenschaft wesentlich schlech-
ter funktioniert als bei der Produktion anderer 
Informationsgüter. Diese Einsicht steht auch 
am Beginn der Wissenschaftsökonomie (Nel-
son 1959, Arrow 1962, Diamond 2008).
Die Nutzung des Preismechanismus hat in der 
Wissenschaft hohe Kosten, weil die Etablie-
rung und Durchsetzung von geistigen Eigen-
tumsrechten – z. B. die Beantragung, Prüfung, 
Absicherung und Durchsetzung von Patenten 
– auf der einen Seite und ihre Umgehung auf 
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der anderen Seite teuer sind. Auch lässt sich die 
Nutzung fremder Ideen oft nur schwer nach-
weisen, wenn sie nicht freiwillig ausgewiesen 
wird. Für entsprechende Forschungsergebnisse 
kommt eine Patentierung nicht in Frage. Ergeb-
nisse, für die ein geistiger Eigentumsschutz aus 
rechtlichen oder wirtschaftlichen Gründen 
nicht in Frage kommt, werden zumindest zeit-
weilig, manchmal aber auch dauerhaft geheim 
gehalten.
Wenn ein neues Ergebnis nicht allgemein be-
kannt wird oder zwar bekannt wird, aber nur 
durch wenige Forscher genutzt werden darf, 
werden weitere neue Entdeckungen möglicher
weise später oder gar nicht gemacht. Daher 
behindert auch der Patentschutz die optimale 
Nutzung von Forschungsergebnissen, weil po-
tentielle Nutzer ausgeschlossen werden, die 
den Preis nicht zahlen können, den der Patent-
inhaber verlangt.
Aus diesen Gründen ist der Informationsfluss 
zwischen den in der kommerziellen Wissen-
schaft arbeitenden Forschern eher schlecht. 
Das zieht weitere Kosten nach sich. Das Tempo 
des wissenschaftlichen Fortschritts hängt da-
von ab, dass neue Forschungsergebnisse schnell 
für diejenigen verfügbar werden, die darauf 
aufbauen wollen und können. Je länger es dau-
ert, bis ein neues Ergebnis allgemein verfügbar 
ist, desto mehr wird beispielsweise in unnütze 
Doppelung oder wissenschaftliche Sackgassen 
investiert. Außerdem ist eine Innovation – bei-
spielsweise ein neues Medikament – heute 
mehr wert als dieselbe Innovation morgen, 
denn mit jeder Verzögerung verstreichen Gele-
genheiten, bei denen die Innovation hätte 
nutzbringend eingesetzt werden können.
Ein weiteres, ganz anderes Problem ist, dass die 
Ergebnisse der Forschung sehr unsicher sind 
und dass die Erträge oft auch erst nach langer 
Zeit anfallen. Ohne Versicherungen gegen Fehl-
schläge würden viele Forschungsprojekte nicht 
in Angriff genommen. Versicherungen dieser 
Art gibt es jedoch nicht zu kaufen, weil Ver
sicherungsbetrug zu einfach wäre. Welche Ver-
sicherung könnte schon nachweisen, dass ein 
Forschungsprojekt deswegen gescheitert ist, 
weil gar nicht ernsthaft daran gearbeitet wur-
de? Viele Forschungsprojekte hätten in der 

kommerziellen Wissenschaft daher keine Chan-
ce auf Finanzierung.
Alles das gilt insbesondere im Bereich der 
Grundlagenforschung, also dort, wo es um Er-
gebnisse geht, die sich nicht unmittelbar bei 
der Produktion von marktgängigen Gütern ver-
wenden lassen. Es ist daher äußerst unwahr-
scheinlich, dass die Wissenschaft als kommer
zielle Wissenschaft ihren heutigen Stand hätte 
erreichen können.
Das beste historische Beispiel für die Probleme 
der kommerziellen Wissenschaft ist vielleicht 
die Alchemie, die ihre fortlaufenden Miss
erfolge nur deswegen so lange überleben 
konnte, weil sie als Geheimwissenschaft betrie-
ben wurde. Der große Erfolg der modernen 
Wissenschaft beruht dagegen darauf, dass For-
schungsergebnisse veröffentlicht werden.

3. Die offene Wissenschaft

In der offenen Wissenschaft wird der Preis
mechanismus außer Kraft gesetzt. Forschungs-
ergebnisse werden veröffentlicht und nicht 
durch geistige Eigentumsrechte geschützt. Der 
Urheberrechtsschutz, unter den wissenschaft-
liche Beiträge fallen, schützt nur den Text, aber 
nicht die darin enthaltenen Ideen; er dient nur 
dazu, die Veröffentlichung der Beiträge zu fi-
nanzieren.
Die Veröffentlichung erfolgt durch private Ver-
lage, die Bereitstellung der Forschungsergeb-
nisse für potentielle Nutzer insbesondere über 
Universitätsbibliotheken. Dieses System steht in 
der Kritik, weil die Verlage – vor allem dann, 
wenn sie die Rechte an einer renommierten 
Zeitschrift besitzen – eine Monopolstellung be-
sitzen, die sie dazu nutzen, um sehr hohe Prei-
se zu verlangen. Für die Nutzer der Universi-
tätsbibliotheken ist das aber meist gleichgültig; 
sie tragen nur die Kopierkosten, wenn sie auf 
die Veröffentlichungen zugreifen.
Die Steuerung der offenen Wissenschaft er-
folgt nicht durch den Preismechanismus, son-
dern durch ein System freiwilliger Beiträge. 
Meistens bestimmen freiwillige Beiträge nur 
das Angebot eines Gutes, etwa bei der Ent-
scheidung über den finanziellen Umfang von 
Hilfsaktionen durch Spenden. Auch muss in 
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einem System freiwilliger Beiträge Wettbewerb 
nicht unbedingt eine Rolle spielen. In der of-
fenen Wissenschaft ist das anders. Dort herrscht 
ein scharfer Wettbewerb, und freiwillige Bei
träge bestimmen nicht nur das Angebot an, 
sondern auch die Nachfrage nach Forschungs-
beiträgen.
Forscher in der offenen Wissenschaft werden 
nicht für ihre Beiträge zur Forschung bezahlt. 
Sie beziehen ein festes Gehalt für ihre For-
schungstätigkeit und – zumindest an Univer
sitäten – für weitere Tätigkeiten, insbesondere 
Lehre und Verwaltung. In der kurzen Frist hän-
gen weder ihr Gehalt noch weitere mögliche 
Belohnungen von der Zahl oder der Qualität ih-
rer Forschungsbeiträge ab. Langfristig ergeben 
sich aus einer erfolgreichen Publikationstätig-
keit oft Aufstiegsmöglichkeiten; das ist aber 
etwas anderes als eine vereinbarte Gegenleis-
tung. Da meist auch niemand einen spezi-
fischen Beitrag von ihnen fordert, ergibt sich, 
dass das Angebot an Forschungsbeiträgen frei-
willig, unaufgefordert und unbezahlt – also 
nicht im direkten Tausch gegen Güter oder 
Geld – erfolgt.
Trotzdem herrscht in der offenen Wissenschaft 
ein teilweise sehr scharfer Wettbewerb, der bei 
anderen freiwilligen Tätigkeiten oder bei Ehren
ämtern meistens fehlt. Freiwilliges Engagement 
kann verschiedene Gründe haben (vgl. Hackl et 
al. 2007): Freude an der Arbeit, der Wunsch, 
anderen zu helfen, die Schaffung von Netzwer-
ken und die Möglichkeit, etwas zu lernen oder 
zu beweisen, was man kann. Alle diese Gründe 
spielen auch in der Wissenschaft eine Rolle. 
Neugier als Motiv wird oft erwähnt; das ist ein 
Aspekt der Freude an der Arbeit. Freude an der 
Arbeit setzt meist voraus, dass man frei ist, Auf-
gaben selbst zu wählen, und nicht kontrolliert 
wird; beides ist in der offenen Wissenschaft der 
Fall.
Der Wettbewerbscharakter der Wissenschaft 
ergibt sich jedoch aus einem anderen Motiv: 
dem Streben nach Anerkennung und Status 
(vgl. Merton 1973). Das Ausmaß, in dem die Er-
gebnisse und Ideen eines Forschers durch an-
dere Forscher genutzt werden, bestimmt sei-
nen Status in der wissenschaftlichen Gemein-
schaft. Ein hoher Status ist nicht nur an sich 

schon eine Belohnung (Marmot 2004), son-
dern auch der Schlüssel zu weiteren, materiel-
len Belohnungen wie besseren Arbeitsbedin-
gungen und höherem Einkommen. Die Nor-
men, die den Status eines Forschers bestim-
men, erzeugen – wie die geistigen Eigentums-
rechte in der kommerziellen Wissenschaft – 
Anreize, in neue Ideen zu investieren.
Wenn wir die Nachfrageseite betrachten, stel-
len wir fest, dass es die Anbieter sind, die auch 
als Nachfrager auftreten und damit – das ist die 
Besonderheit – die Entwicklung der offenen 
Wissenschaft steuern. In der offenen Wissen-
schaft herrscht Produzenten- statt Konsumen-
tensouveränität (vgl. auch Mayer 1993: 10).
Die wissenschaftliche Gemeinschaft entschei-
det in einem dezentralen Prozess über den Er-
folg eines Forschungsbeitrags und damit über 
den Status eines Forschers. Neue Forschungs-
beiträge bauen auf früheren Forschungsbeiträ-
gen auf. Ein erfolgreicher Beitrag ist ein Bei-
trag, der von anderen Forschern für ihre eigene 
Forschung genutzt wird. Je intensiver und brei-
ter die Nutzung, desto größer der Erfolg. Zitati-
onsstatistiken und Impactfaktoren sind von In-
teresse, weil man davon ausgeht, dass sie – 
wenn auch sehr unvollkommen – die Nutzung 
von Ideen messen. Forscher in der offenen Wis-
senschaft konkurrieren darum, ihren Kollegen 
nützliche Ergebnisse für deren eigene For-
schung liefern zu dürfen. Wenn sie Erfolg ha-
ben wollen, müssen sie antizipieren, welche 
Forschungsergebnisse andere Forscher nutzen 
werden; ihr Erfolg hängt von der Entscheidung 
ihrer Kollegen ab.
Dieser Mechanismus darf nicht mit dem Be
gutachtungsverfahren bei Zeitschriften oder 
Forschungsförderungsinstitutionen verwech-
selt werden (vgl. auch Albert und Meckl 2008). 
Auch hier hängt der Erfolg von der Entschei-
dung der Kollegen ab. Allerdings geht es bei 
diesen Entscheidungen nur darum, eine Aus-
wahl unter Anträgen oder Aufsätzen, die um 
Forschungsmittel oder Platz in Zeitschriften 
konkurrieren, zu treffen. Das ist ein sekundärer 
Auswahlmechanismus, der eingerichtet wurde, 
weil die Mittel für Forschung und die Aufmerk-
samkeit der wissenschaftlichen Gemeinschaft 
knapp sind. Der primäre Auswahlmechanismus 
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– Auswahl von Inputs für die weitere Forschung 
– könnte ohne Begutachtungsverfahren funk
tionieren, wenn auch vielleicht weniger gut.
Die Beiträge zur offenen Wissenschaft werden 
zwar auch durch Außenstehende genutzt, bei-
spielsweise durch Forscher im kommerziellen 
Bereich, Ärzte, Sachbuchautoren und andere. 
Wir könnten sie oder ihre Kunden als Konsu-
menten der Wissenschaft ansehen. Aber diese 
Konsumenten haben in der offenen Wissen-
schaft einen wesentlich geringeren Einfluss als 
die Konsumenten in einer Marktwirtschaft. Ho-
hen Status in der Wissenschaft gewinnt man 
nicht dadurch, dass man die Konsumenten der 
Wissenschaft gut bedient, sondern in erster 
Linie dadurch, dass man Forschungsergebnisse 
veröffentlicht, die von anderen Forschern in der 
offenen Wissenschaft aufgegriffen werden.

4. �Das Delegationsproblem 
in der Grundlagenforschung

Es ist zwar plausibel, dass der Preismechanis-
mus in der Grundlagenforschung nicht funk
tionieren würde und dass mit Blick auf die Kos-
ten der Forschung und das Tempo des wissen-
schaftlichen Fortschritts Forschungsergebnisse 
veröffentlicht werden sollten. Das erklärt aber 
noch nicht die spezielle Organisationsform der 
offenen Wissenschaft.
Die offene Wissenschaft und der wissenschaft-
liche Wettbewerb sind sehr alt. Sie sind mög
licherweise im antiken Griechenland als kom-
petitiver Zeitvertreib für wohlhabende Bürger 
entstanden, also vor den Universitäten und al-
len anderen Institutionen, die wir heute mit der 
offenen Wissenschaft in Verbindung bringen.
Wissenschaft als Zeitvertreib von Leuten, die 
sich das leisten können, gibt es immer noch. In 
der Astronomie beispielsweise spielt sie sogar 
eine nicht unwichtige Rolle. Sobald die wissen-
schaftliche Produktion jedoch über den Punkt 
hinaus ausgedehnt werden soll, den eine reine 
Amateurwissenschaft erreichen kann, stellt sich 
die Frage nach der Finanzierung. Mit der Veröf-
fentlichung werden wissenschaftliche Ideen 
und Forschungsergebnisse zu sogenannten öf-
fentlichen Gütern: Güter mit Nichtrivalität der 
Nutzung, bei denen – wenn sie einmal bereit-

gestellt sind – niemand von der Nutzung aus-
geschlossen ist. Traditionell wurde in der Öko-
nomie argumentiert, dass die Bereitstellung 
öffentlicher Güter durch den Staat finanziert 
werden muss.
Das ist für klassische öffentliche Güter wie Lan-
desverteidigung oder das Rechtssystem auch 
sicher richtig. Ein privater Anbieter von Landes-
verteidigung stünde vor dem Problem, dass er 
mit dem Territorium auch alle Einwohner ver-
teidigen würde, ob sie nun zahlen oder nicht. 
Da der Beitrag des Einzelnen für die Bereitstel-
lung der Landesverteidigung unerheblich ist, 
hätte niemand einen Grund, freiwillig einen 
Beitrag zu leisten, und damit würde es sich für 
einen privaten Anbieter nicht lohnen, in dieses 
Geschäft einzusteigen. Der Staat dagegen löst 
dieses Problem, indem er die Landesverteidi-
gung aus Steuern finanziert.
Öffentliche Güter sind eines der wichtigsten 
Beispiele für Marktversagen. Nur wenige öf-
fentliche Güter werden durch gewinnorien-
tierte Unternehmer produziert. Soweit das 
überhaupt der Fall ist, liegt es daran, dass mit 
dem öffentlichen Gut ein privates Gut gekop-
pelt ist – ein Gut, bei dem Rivalität der Nutzung 
vorliegt und der Ausschluss nichtzahlender 
Nutzer möglich ist und praktiziert wird. Mit 
dem Verkauf eines privaten Gutes lässt sich bei 
hinreichender Nachfrage ohne weiteres ein Ge-
winn erzielen. Suchmaschinen wie Google sind 
ein typisches Beispiel: Die Suchmaschine ist ein 
öffentliches Gut, aber die damit verbundene 
Werbefläche ist ein privates Gut.
Eine ähnliche Koppelung der Produktion von 
öffentlichen und privaten Gütern ist im Falle 
der Forschung durch die Verbindung von Lehre 
und Forschung zwar auch möglich. Eine univer-
sitäre Ausbildung ist ein privates Gut, das pro-
blemlos am Markt angeboten werden kann. Je 
nach Marktbedingungen lassen sich durch ein 
solches Angebot Erträge erwirtschaften, die 
man zur Finanzierung der Forschung einsetzen 
kann. Diese Form der Finanzierung deckt aller-
dings überall auf der Welt nur einen Teil der 
Forschungsfinanzierung ab. Der größte Teil der 
offenen Wissenschaft ist staatlich finanziert. 
Das ist auch nicht weiter verwunderlich, denn 
eine Ausbildung, die den Wünschen der meis-
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ten Nachfrager genügt, lässt sich deutlich güns-
tiger auch ohne Verbindung mit teurer For-
schung anbieten.
Im Gegensatz zur Landesverteidigung über-
nimmt bei der offenen Wissenschaft der Staat 
zwar die Finanzierung, setzt aber in hohem 
Umfang auf die Selbststeuerung der Wissen-
schaft. Eine Erklärung dafür könnte sein, dass 
es in der Wissenschaft schwierig ist festzustel-
len, wie gut ein Forscher seine Arbeit erledigt 
(Dasgupta und David 1994). Beginnend mit der 
Renaissance fehlen den Arbeitgebern der For-
scher zunehmend die notwendigen Kennt-
nisse, um die Qualität der Forschungsergeb-
nisse und damit die Leistungen der Forscher zu 
beurteilen. Sie können die Bemühungen der 
Forscher nicht effektiv beaufsichtigen, und sie 
können die Ergebnisse dieser Bemühungen 
nicht beurteilen. Damit können sie die Forscher 
nicht auf der Basis von Anreizverträgen be-
schäftigen, also von Verträgen, die die Ent
lohnung der Forscher an die Qualität der For-
schungsergebnisse koppeln. Entsprechend sind 
auch Zielvereinbarungen wenig sinnvoll, weil 
solche Vereinbarungen den entscheidenden 
Punkt, nämlich die Qualität der Forschungser-
gebnisse, ausklammern müssen.
Der wissenschaftliche Wettbewerb löst dieses 
Delegationsproblem. Er erzeugt sowohl An-
reize für Forscher wie Beurteilungen der For-
scher in Form wissenschaftlicher Reputation. 
Auch die Forschungsergebnisse selbst werden 
im wissenschaftlichen Wettbewerb bewertet, 
zum einen explizit, aber vor allem auch implizit, 
nämlich durch ihre Nutzung. Reputation und 
Nutzung können von den Arbeitgebern der 
Forscher beobachtet und als Grundlage für 
Entscheidungen über die Einstellung und Be-
zahlung von Forschern und über die For-
schungsförderung herangezogen werden.
Diese Leistungen des wissenschaftlichen Wett-
bewerbs könnten erklären, warum ein großer 
Bereich der Wissenschaft nicht kommerziell or-
ganisiert ist (David 1998, 2004). Die implizite 
Bewertung der Qualität im Forschungsprozess 
ist jedoch nicht unproblematisch. Die Selbst-
steuerung der Wissenschaft beinhaltet, dass 
auch die Qualitätsmaßstäbe für gute Forschung 
im wissenschaftlichen Wettbewerb entstehen 

(Albert 2010, 2011). Es ist möglich, dass sich 
strenge Qualitätsmaßstäbe im wissenschaft-
lichen Wettbewerb herausbilden und durchset-
zen, obwohl die Einhaltung dieser Qualitäts-
normen den Forschern Kosten auferlegt und es 
keine zentrale Instanz gibt, die diese Maßstäbe 
durchsetzt. Allerdings gibt es dafür keine Ga-
rantie, und ich vermute, dass viele Forscher das 
Gefühl haben, dass sich nicht in allen Bereichen 
der Wissenschaft die richtigen Maßstäbe durch-
gesetzt haben (vgl. etwa Sokal 1998).

5. �Wissenschaftlicher Wettbewerb 
und Wettbewerb der Universitäten

Der wissenschaftliche Wettbewerb, den ich so-
eben beschrieben habe, ist ein Wettbewerb 
zwischen individuellen Forschern. Die Wissen-
schaftspolitik heute setzt dagegen auf den 
Wettbewerb zwischen den Universitäten. Es ist 
eine offene Frage, welche Verbindung zwi-
schen diesen beiden Ebenen des Wettbewerbs 
besteht. Ein Blick in die Geschichte zeigt jeden-
falls, dass Wettbewerb zwischen den Universi-
täten weder hinreichend noch notwendig für 
das Gedeihen der Wissenschaft ist.
Der Erfolg des preußischen Universitätssystems 
im 19. Jahrhundert war zu einem guten Teil 
einer zentralen ministerialen Kontrolle geschul-
det – dem sogenannten „System Althoff“, be-
nannt nach dem langjährig zuständigen Beam-
ten (Clark 2006, Vereeck 2001). Mit Hilfe eines 
Netzwerks persönlicher Beziehungen gelang es 
Althoff, die in der wissenschaftlichen Gemein-
schaft kursierenden Informationen zu nutzen, 
um vielversprechende Nachwuchswissenschaft-
ler zu berufen und anerkannt gute etablierte 
Forscher zu belohnen. In dieser Weise umging 
das Ministerium den Wettbewerb zwischen 
den Universitäten und nutzte und förderte den 
wissenschaftlichen Wettbewerb.
Diesem zentralplanerischen Regime ging ein 
sehr kompetitives dezentralisiertes System vor-
aus, in dem die Universitäten um Studienge-
bühren konkurrierten, die sie in eigener Regie 
von den Studenten erhoben. Jeder Angestellte, 
vom Professor bis zum Hausmeister, wurde an 
diesen Einnahmen beteiligt (s. z. B. Burchardt 
1988, Statuten der Friedrich-Wilhelms-Univer-
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sität): ein Anreizsystem wie aus einem Lehr-
buch für Unternehmensführung. In diesem Sys-
tem waren jedoch die wissenschaftlichen Stan-
dards der universitären Ausbildung sehr nied-
rig, und die Universitäten spielten in der For-
schung nur eine unbedeutende Rolle.
Die Moral dieser Geschichte ist natürlich nicht, 
dass zentrale Planung bessere Ergebnisse liefert 
als Wettbewerb, sondern dass wissenschaft-
licher Wettbewerb wichtiger ist als universitärer 
Wettbewerb. Die Frage ist, ob man den Wett-
bewerb zwischen den Universitäten so gestal-
ten kann, dass der wissenschaftliche Wettbe-
werb zumindest nicht darunter leidet. Es ist 
fraglich, ob das gelingen kann, wenn man die 
Eigenarten oder sogar die Existenz des wissen-
schaftlichen Wettbewerbs ignoriert (vgl. etwa 
EU Commission 2003, 2005).
Der wissenschaftliche Wettbewerb stellt für die 
Universitäten eine Reihe von gemeinschaftlich 
genutzten Ressourcen (vgl. Ostrom 1990) zur 
Verfügung: Anreize für Forscher, sich in der 
Forschung zu engagieren und wissenschaft-
liche Standards zu beachten, Bewertungen von 
Forschungsergebnissen, die von den Universi-
täten bei der Entwicklung akademischer Curri-
cula genutzt werden, und Bewertungen von 
Forschern, die von den Universitäten für Ein-
stellungsentscheidungen genutzt werden. 
Diese Ressourcen stehen jedoch nur zur Ver
fügung, falls die Universitäten den bei ihnen 
angestellten Forschern gestatten, am wissen-
schaftlichen Wettbewerb teilzunehmen.
Wettbewerb zwischen den Nutzern einer ge-
meinsamen Ressource führt leicht zur übermä-
ßigen Ausbeutung. Betrachten wir beispiels-
weise das folgende Szenario. Universitäten 
konkurrieren um die Dienstleistungen von Spit-
zenforschern, die deswegen Verträge erhalten, 
die ihnen völlige Freiheit bei der eigenen For-
schung lassen. Weniger bekannte Forscher ha-
ben eine schlechtere Verhandlungsposition. 
Die Universitätsverwaltungen finden andere 
Verwendungen für sie: Lehre, Verwaltung und 
Forschung, die für die Universität nützlich, aber 
von geringem wissenschaftlichen Interesse ist.
Aus Sicht der Universitätsverwaltungen ist 
dieses Verhalten ganz vernünftig, wenn im 
Wettbewerb der Universitäten nur „Exzellenz“ 

zählt. Für den wissenschaftlichen Wettbewerb 
ist es jedoch problematisch. Dieser Wettbe-
werb erfordert, dass die Forscher kollektiv über 
die Verteilung der Reputation entscheiden, in-
dem sie neue Ideen als Input für ihre eigene 
Forschung akzeptieren oder verwerfen. Wir 
können uns das System als eine Art Pyramide 
vorstellen, mit einer breiten Basis von weitge-
hend unbekannten Forschern und einer klei-
nen Spitze von weltberühmten Forschern. Die 
Forscher an der Spitze sind deswegen berühmt, 
weil die weniger berühmten Kollegen sich bei 
dem Versuch, in der Pyramide nach oben zu 
kommen, entschieden haben, auf ihren Beiträ-
gen aufzubauen. In diesem Entscheidungs
prozess werden unterschiedliche Forschungs-
beiträge verglichen, kritisiert, empirisch geprüft 
und modifiziert. Nur weil sich die Beiträge der 
berühmten Forscher in diesem Prozess durch-
gesetzt haben, sind diese Forscher berühmt.
Die Vorstellung, die Spitze der Pyramide könnte 
ohne die Basis existieren, ist also eine Illusion. 
Das Problem besteht darin, dass jede einzelne 
Universität im Wettbewerb der Universitäten 
trotzdem besser fährt, wenn sie die Spitze ein-
kauft, ohne ihren Beitrag zur Finanzierung der 
Basis zu leisten. In diesem Szenario wird der 
Wettbewerb der Universitäten den wissen-
schaftlichen Wettbewerb zerstören. Wenn die 
Universitäten Forscher einstellen wollen, die im 
wissenschaftlichen Wettbewerb eine hohe Re-
putation erworben haben, müssen sie gemein-
sam die Kosten dafür tragen, dass andere, we-
niger bekannte Forscher an diesem Wettbe-
werb teilnehmen.
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